
Nachschlagewerk: j a

BGHZ:___________ ia

AGBG §§ 6, 9 Cg; BGB §§ 398, 930; BankAGB Nr. 20 Abs. 2
F: 1. Januar 1986

a) Die Unwirksamkeit der Verwertungsregelung nach 
Nr. 20 Abs. 2 AGB-Banken 1986 berührt die Wirk­
samkeit von Globalabtretungen und von Sicherungs­
übereignungen nicht (§ 6 Abs. 1 AGBG).

b) Für die Frage, ob ein Festhalten an einem Vertrag 
eine unzumutbare Härte i.S. von § 6 Abs. 3 AGBG 
darstellt, ist nicht auf den Zeitpunkt des Ver­
tragsschlusses, sondern auf den der Geltendmachung 
von Ansprüchen aus dem Vertrag abzustellen.

c) Für eine formularmäßige Globalabtretung ist eine 
Regelung zur Bestimmung des realisierbaren Wertes 
der abgetretenen Ansprüche keine Wirksamkeitsvor­
aussetzung. Eine unangemessene Bewertungsregelung 
führt nicht zur Nichtigkeit der Globalabtretung 
insgesamt.

d) Bei einer formularmäßigen Sicherungsübereignung 
eines Warenlagers mit wechselndem Bestand führt 
eine Klausel, nach der der realisierbare Warenwert 
ausgehend von Einkaufspreisen oder Gestehungskosten 
nach "banküblichen Bewertungsgrundsätzen" zu er­
mitteln ist, nicht zur Nichtigkeit der Sicherungs­
übereignung insgesamt.

BGH, Urteil vom 27. Juni 1995 - XI ZR 8/94 - OLG Stuttgart
LG Tübingen
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Der XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 3, Mai 1995 durch den Vorsitzen­
den Richter Schimansky und die Richter Dr. Halstenberg,
Dr. Schramm, Nobbe und Dr. van Gelder

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
9. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
vom 15. Dezember 1993 wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision trägt der Beklagte.
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Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer Glo­
balabtretung und einer Sicherungsübereignung eines Warenla 
gers mit wechselndem Bestand.

Die klagende ^4flHR>ank gewährte der M. GmbH & Co. KG 
(künftig: GerneinSchuldnerin), deren Konkursverwalter der 
Beklagte ist, Kredit. Als Sicherheiten dienten - neben 
Grundschulden und sicherungsübereigneten Maschinen - eine 
Globalabtretung und eine Sicherungsübereignung eines Waren 
lagers mit wechselndem Bestand. In der formularmäßigen Glo 
balabtretung vom 7. Februar 1992 heißt es u.a.:

Nr. 4
"Zur Festlegung einer Deckungsgrenze wird nicht 
auf den Nominalwert, sondern auf den Siche­
rungswert der abgetretenen Forderungen abge­
stellt; der jeweilige Sicherungswert wird von 
der Bank nach banküblichen Bewertungsgrundsät­
zen ermittelt. Der Sicherungswert der abgetre­
tenen Forderungen soll 120% der zu sichernden 
Ansprüche der Bank erreichen. Bei der Ermitt­
lung dieser Deckungsgrenze sind weitere der 
Bank gestellte Sicherheiten ebenfalls mit ihrem 
Sicherungswert anzurechnen."
Nr. 13
"Die Bank ist verpflichtet, ihre Rechte aus 
diesem Vertrag freizugeben, wenn sie wegen al­
ler ihrer damit gesicherten Ansprüche gegen den 
Schuldner befriedigt ist. Die Bank hat auf Ver­
langen des Sicherungsgebers ihre Rechte aus 
diesem Vertrag nach ihrer Wahl bereits teilwei­
se vorher freizugeben, soweit die in Nr. 4 ver­
einbarte Deckungsgrenze nicht nur vorübergehend 
überschritten wird."
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Nr. 2 des formularmäßigen Sicherungsübereignungsver­
trages vom gleichen Tage lautet:

"Zur Festlegung einer Deckungsgrenze wird nicht 
auf den Nominalwert, sondern auf den Siche­
rungswert der übereigneten Waren abgestellt.
Der jeweilige Sicherungswert wird von der Bank 
nach banküblichen Bewertungsgrundsätzen ermit­
telt. Dabei ist für die Bewertung von den Ein­
kaufspreisen oder - wenn der Sicherungsgeber 
das Sicherungsgut selbst erzeugt, be- oder ver­
arbeitet hat - von den Gestehungskosten auszu­
gehen. Noch nicht gezahlte Einkaufspreise sind 
abzusetzen. Der Sicherungswert der übereigneten 
Waren soll 120% der zu sichernden Ansprüche der 
Bank erreichen. Bei der Ermittlung dieser Dek- 
kungsgrenze sind weitere der Bank gestellte Si­
cherheiten ebenfalls mit ihrem Siqherungswert 
anzurechnen. ... Hinsichtlich eines Freigabean­
spruchs des Sicherungsgebers wird auf Nr. 12 
dieses Vertrags-verwiesen."
Die in Bezug genommene Freigabeklausel stimmt mit 

Nr. 13 der Gobalabtretung überein. Ergänzend wird in beiden 
Formularverträgen auf die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der Klägerin verwiesen. Diese entsprechen den AGB-Banken 
1986. Deren Nr. 20 Abs. 2 lautet:

"Einer Androhung der Verwertung, der Innehal­
tung einer Frist und der Ausbedingung soforti­
ger Barzahlung des Kaufpreises bedarf es nicht.
Eine Abweichung von der regelmäßigen Art des 
Pfandverkaufs kann nicht verlangt werden. Die 
Bank wird nach Möglichkeit Art, Ort und Zeit 
der Verwertung mitteilen, sofern nicht die Be­
nachrichtigung untunlich ist."
Der Beklagte ist der Ansicht, alle Sicherungsverträge 

seien wegen unangemessener Benachteiligung der Gemein­
schuldnerin unwirksam. Sie erlaubten der Klägerin eine Ver-
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Wertung des Sicherungsgutes ohne vorherige Androhung und 
Einhaltung bestimmter Fristen. Außerdem genüge die Freiga­
beregelung den Anforderungen nicht; es fehle an einer ob­
jektiven Orientierungsgröße für die Bestimmung des Siche­
rungswertes und damit der Deckungsgrenze.

Die Klägerin hat beantragt, die Rechtswirksamkeit der 
Globalabtretung, der Sicherungsübereignung des Warenlagers 
sowie zweier Singularsicherungsübereignungen festzustellen. 
Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Oberlandesge­
richt hat ihr stattgegeben. Mit der Revision verfolgt der 
Beklagte seinen Klageabweisungsantrag nur in Bezug auf die 
Globalabtretung und die Sicherungsübereignung des Warenla­
gers weiter.

Entscheidungsgründe: 

Die Revision hat keinen Erfolg.

I.

Das Berufungsgericht, dessen Urteil in WM 1994,
626 ff. veröffentlicht ist, hält die Feststellungsklage für 
zulässig und begründet. Zur Begründung führt es im wesent­
lichen aus:

Die - unterstellte - Nichtigkeit der Verwertungsrege- 
lung berühre die Wirksamkeit der Sicherungsverträge nicht. 
Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, daß die formu-
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larmäßige Sicherungsabtretung aller Ansprüche aus einem Ar­
beitsverhältnis nichtig sei# wenn für die Verwertung Nr. 20 
Abs. 2 AGB-Banken 1986 gelten solle, sei auf Sicherungsver­
träge zwischen Banken und vollkaufmännischen Unternehmen 
nicht übertragbar. Bei einer Sicherungsübereignung verblei­
be das Sicherungsgut fast ausnahmslos im Besitz des Schuld­
ners; eine Verwertung ohne seine vorherige Benachrichtigung 
komme deshalb praktisch nicht in Betracht. Bei einer Glo­
balabtretung sei eine solche zwar denkbar; jede Verwertung 
setze aber die Fälligstellung der gesicherten Kreditforde­
rung voraus, so daß eine den Schuldner überraschende Offen­
legung der stillen Abtretung nicht zu erwarten sei. Im üb­
rigen führe die Offenlegung bei vollkaufmännischen Unter­
nehmen anders als bei Arbeitnehmern nicht generell zu einer 
existenzbedrohenden Gefährdung der Kreditwürdigkeit und der 
wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit. Den Interessen beider 
Vertragsparteien sei Genüge getan, wenn anstelle der bean­
standeten Verwertungsregelung die gesetzlichen Pfandverwer­
tungsvorschriften angewandt würden. § 6 Abs. 3 AGBG stehe 
der Aufrechterhaltung der Sicherungsverträge nicht entge­
gen, da das Festhalten an ihnen für keine der Vertragspar­
teien eine unzumutbare Härte bedeute.

Die formularmäßige Globalabtretung benachteilige die 
Gemeinschuldnerin auch aus anderen Gründen nicht unangemes­
sen. Der vom Bundesgerichtshof geforderte Schutz des 
Schuldners vor einer unverhältnismäßigen ÜberSicherung des 
Sicherungsnehmers sei gewährleistet. Die Freigabepflicht 
der Klägerin sei ermessensunabhängig ausgestaltet. Auch die 
an den Sicherungswert der abgetretenen Forderungen anknüp­
fende Festlegung der Deckungsobergrenze auf 120% der zu si-

3
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chernden Ansprüche genüge den Vorgaben der Rechtsprechung. 
Daß der als "Sicherungswert” bezeichnete realisierbare Wert 
nach vertraglich nicht näher festgelegten banküblichen Be­
wertungsgrundsätzen ermittelt werden solle, sei nicht zu 
beanstanden. Die Rechtsprechung habe es stets hingenommen, 
daß über die Bewertung von Sicherheiten Differenzen beste­
hen könnten und diese notfalls gerichtlich ausgetragen wer­
den müßten.

Auch die formularmäßige Sicherungsübereignung des Wa­
renlagers halte einer Inhaltskontrolle nach § 9 Abs. 1 AGBG 
stand. Hinsichtlich der Festlegung der Deckungsobergrenze, 
des anzuwendenden Bewertungsmaßstabs und der Freigabepf­
licht stimmten die Regelungen mit dem nicht zu beanstanden­
den Klauselwerk der Globalabtretung überein. Die Bestimmung 
der Einkaufspreise oder der Gestehungskosten als Ausgangs­
werte für die Ermittlung des Sicherungswertes nach banküb­
lichen Bewertungsgrundsätzen sei sachgerecht und trage der 
Forderung des Bundesgerichtshofs nach einer festen Bezugs­
größe für die Bewertung von Warenlagern mit wechselndem Be­
stand hinreichend Rechnung. Die Festlegung eines konkreten 
Maßstabs, nach dem jede einzelne der sicherungsübereigneten 
Sachen bewertet werden solle, sei nicht erforderlich, zumal 
künftige Lagerbestände im Zeitpunkt der Sicherungsübereig­
nung - wenn überhaupt - nur mit Unsicherheit bewertet wer­
den könnten.
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II.

Diese Beurteilung hält der rechtlichen Nachprüfung in 
allen wesentlichen Punkten stand.

1. Die Zulässigkeit der Feststellungsklage nach § 256 
Abs. 1 ZPO hat das Berufungsgericht zu Recht auch insoweit 
bejaht, als die Klägerin Klage auf Herausgabe des Siche­
rungsgutes hätte erheben können. Zwar fehlt es im allgemei­
nen an dem erforderlichen Feststellungsinteresse, soweit 
eine Leistungsklage möglich ist. Der Vorrang der Leistungs­
klage gilt aber nicht ausnahmslos. Wenn schon eine Fest­
stellungsklage zur endgültigen Erledigung der aufgetretenen 
Streitpunkte führt, bestehen gegen die Zulässigkeit keine 
Bedenken (BGH, Urteil vom 17. Juni 1994 - V ZR 34/92,
WM 1994, 1888, 1889 f.; Senatsurteile vom 30. April 1991 
- XI ZR 223/90, WM 1991, 1115 und vom 30. Mai 1995 - XI ZR 
78/94, Urteilsumdruck unter A. II. 1.).

So liegt der Fall hier. Das Einvernehmen der Parteien, 
die streitige Wirksamkeit der Sicherungsverträge durch eine 
Feststellungsklage klären zu lassen, läßt eine endgültige 
Erledigung des Streites durch ein Feststellungsurteil er­
warten .

2. Die Sicherungsübereignung des Warenlagers und die 
Globalabtretung sind nach Meinung des Berufungsgerichts 
nicht schon wegen Nichtigkeit der Verwertungsregelung nach 
Nr. 20 Abs. 2 AGB-Banken 1986 unwirksam. Diese Beurteilung 
ist nicht zu beanstanden..
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a) Der erkennende Senat hat in seinen Urteilen vom 
7. Juli 1992 {XI ZR 274/91, WM 1992, 1359, 1361) und vom 
14. Juni 1994 {XI ZR 210/93, WM 1994, 1613, 1614) aller­
dings angenommen, daß die Abbedingung gesetzlicher Pfand- 
verwertungsregeln bei einer formularmäßigen Sicherungsab­
tretung von Arbeitseinkommen - in den Urteilen zuweilen als 
"Globalzession" bezeichnet - nicht nur zur Nichtigkeit der 
Nr. 20 Abs. 2 AGB-Banken 1986, sondern zur Unwirksamkeit 
der Abtretung insgesamt führe. Dies ist auf der Grundlage 
des § 6 Abs. 3 AGBG mit Rücksicht darauf geschehen, daß die 
Verwertungsregelung bei Lohn- und GehaltsZessionen für den 
Abtretenden häufig von existentieller Bedeutung ist und er 
insoweit nur durch die Unwirksamkeit der Abtretung insge­
samt wirksam geschützt werden kann (Senatsurteile vom
17. Januar 1995 - XI ZR 192/93, WM 1995, 375, 377 und vom 
30. Mai 1995 - XI ZR 78/94, Urteilsumdruck unter 
A. II. 2. a), beide für BGHZ vorgesehen).

b) Davon kann, wie der IX. Zivilsenat des Bundesge­
richtshofs näher dargelegt hat (BGHZ 124, 380, 391 f.), bei 
Sicherungsübereignungen keine Rede sein. Dem berechtigten 
Interesse des Sicherungsgebers ist schon dadurch genügt, 
daß an die Stelle der unwirksamen Verwertungsregelung gemäß 
§ 6 Abs. 2 AGBG die gesetzlichen Vorschriften treten (eben­
so BGH, Urteil vom 28. April 1994 - IX ZR 248/93, WM 1994, 
1161, 1162; OLG Hamm WM 1993, 1590, 1593 und WM 1994, 1840, 
1843; s. auch Senatsurteil vom 17. Januar 1995 - XI ZR 
192/93, WM 1995, 375, 377 (für die Verpfändung eines Waren­
lagers) ) .
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c) Nichts anderes gilt im Ergebnis für die formularmä­
ßige Globalabtretung der Gemeinschuldnerin. Nach § 6 Abs. 1 
AGBG hat die Nichtigkeit einer einzelnen AGB-Klausel auf 
den Fortbestand des Rechtsgeschäfts grundsätzlich keinen 
Einfluß. Insgesamt unwirksam ist ein Vertrag gemäß § 6 
Abs.- 3 AGBG nur dann, wenn einer Partei ein Festhalten dar­
an nicht zuzumuten ist. Ein solcher Ausnahmefall ist hier 
nicht anzuerkennen.

An die Stelle der nichtigen Klausel Nr. 20 Abs. 2 AGB- 
Banken 1986 treten gemäß § 6 Abs. 2 AGBG die §§ 1273 Abs. 2 
und 1234 BGB sowie § 368 HGB (vgl. Senatsurteil vom 30. Mai 
1995 - XI ZR 78/94, Urteilsumdruck unter A. II. 2. b), 
m.w.Nachw.). Die Gemeinschuldnerin steht damit genauso, wie 
sie stehen würde, wenn in der Globalabtretung nicht auf die 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Klägerin verwiesen 
worden wäre. Den berechtigten Interessen der Gemeinschuld­
nerin ist damit vollauf Rechnung getragen, so daß von einer 
verbleibenden unangemessenen Benachteiligung (§ 9 Abs. 1 
AGBG) keine Rede sein kann.

Anders als bei Lohn- und Gehaltsabtretungen ist eine 
interessengerechte Verwertungsregelung bei einer Globalzes­
sion eines vollkaufmännischen Unternehmens ebenso wenig von 
existentieller Bedeutung wie bei einer Sicherungsübereig­
nung, Die Offenlegung einer Lohn- oder Gehaltsabtretung oh­
ne Androhung und Einhaltung einer Frist entzieht dem 
Schuldner sofort und überraschend den gesamten pfändbaren 
Teil seines Arbeitseinkommens, gefährdet die Sicherheit 
seines Arbeitsplatzes und stellt seine Kreditwürdigkeit in 
Frage. Der etwa auf Sozialhilfeniveau liegende unpfändbare
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Teil seines Einkommens erlaubt es dem Schuldner in aller 
Regel nicht, seinen auf höhere Einkünfte abgestellten lau­
fenden Verpflichtungen, wie etwa Miete und Mietnebenkosten, 
weiterhin nachzukommen, so daß eine fristlose Kündigung des 
Mietverhältnisses droht. Vergleichbar schwerwiegende, die 
private Lebensführung unmittelbar beeinträchtigende Auswir­
kungen sind mit der Offenlegung einer Globalabtretung bei 
einem vollkaufmännischen Unternehmen nicht generell verbun­
den, zumal wenn es - wie hier - in Form einer GmbH & Co. KG 
betrieben wird.

Hinzu kommt wesentlich, daß die Frage, ob der Gemein­
schuldnerin ein Festhalten an der Globalabtretung zuzumuten 
ist (§ 6 Abs. 3 AGBG), nicht für den Zeitpunkt des Ver­
tragsschlusses, sondern den der Geltendmachung von Ansprü­
chen aus der Abtretung zu beurteilen ist (Wolf/Horn/Linda- 
cher, AGBG 3. Aufl. § 6 Rdn, 53; H. Schmidt in: Ul­
mer /Brandner/Hensen, AGBG 7, Aufl. § 6 Rdn. 47; Soer- 
gel/U. Stein, BGB 12. Aufl. § 6 AGBG Rdn. 24). Das ist hier 
ein Zeitpunkt nach Eröffnung des Konkursverfahrens. Nach­
teile der aufgelösten Gemeinschuldnerin aus dem Fortbestand 
der Globalabtretung sind indes nicht ersichtlich. Nutznie­
ßer der Unwirksamkeit der Globalzession wären vielmehr vor 
allem die (ungesicherten) Konkursgläubiger. Deren Schutz 
bezweckt das AGBG aber nicht (vgl. Senatsurteil vom 10. Mai 
1994 - XI ZR 65/93, WM 1994, 1283, 1284).

3. Zu Recht hat das Berufungsgericht die Wirksamkeit 
der streitigen Sicherungsverträge auch nicht daran schei­
tern lassen, daß diese keinen ausreichenden Schutz vor ei­
ner unverhältnismäßigen Übersicherung der Klägerin böten.
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a) Der Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, eine for­
mularmäßige Globalabtretung und eine Sicherungsübereignung 
eines Warenlagers mit wechselndem Bestand ohne ausreichende 
Freigabeklausel seien unwirksam, entspricht der neueren 
Rechtsprechung des VII., VIII. und IX. Zivilsenats des Bun­
desgerichtshofs (BGHZ 109, 240, 245 ff.; 117, 374, 377 ff.; 
120, 300, 302 f.; 124, 371, 376; 124, 380, 387; 125, 83,
87; BGH, Urteile vom 26. April 1990 - VII ZR 39/89,
WM 1990, 1326, 1327, vom 6. Dezember 1990 - VII ZR 334/89, 
WM 1991, 276, vom 19. Juni 1991 - VIII ZR 244/90, WM 1991, 
1499, 1500, vom 25. November 1992 - VIII ZR 176/91,
WM 1993, 213, 216, vom 8. Dezember 1993 - VIII ZR 166/93,
WM 1994, 104, 105 und vom 28. April 1994 - IX ZR 248/93,
WM 1994, 1161, 1162). Ausreichend ist eine Freigabeklausel 
danach nur dann, wenn darin eine konkrete Deckungsgrenze 
bestimmt ist, bei deren nicht nur vorübergehender Über­
schreitung der Sicherungsnehmer zur Freigabe der überschie­
ßenden Deckung ermessensunabhängig verpflichtet ist. Gegen 
diese Rechtsprechung, die insbesondere in jüngster Zeit 
verstärkt Kritik erfahren hat (OLG Hamm WM 1994, 1840,
1841 f.; OLG Hamm ZIP 1995, 50, 53; Rellermeyer WM 1994, 
1009 ff. und 1053 ff.; H. Weber WM 1994, 1549 ff.; Neuhof 
NJW 1994, 1763 ff.; Früh DB 1994, 1860 ff.; Serick
ZIP 1995, 789 ff.), hat der erkennende Senat in seinen Ur­
teilen vom 10. Mai 1994 (XI ZR 65/93, WM 1994, 1283, 1284)
und vom 17. Januar 1995 (XI ZR 192/93, WM 1995, 375, 376,
für BGHZ vorgesehen) Bedenken geäußert, ohne abschließend 
Stellung zu nehmen. Einer solchen Stellungnahme bedarf es 
auch hier nicht. Die streitigen Formularsicherungsverträge 
halten der Inhaltskontrolle nach § 9 Abs. 1 AGBG nämlich 
auch auf der Grundlage der angesprochenen Rechtsprechung
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stand. Auf eine Anfrage in der vorliegenden Sache haben der 
VII., VIII. und IX. Zivilsenat insoweit keine Bedenken ge­
äußert.

b) Die Globalabtretung sieht sowohl eine Freigabe­
pflicht der Klägerin als auch eine objektive, konkrete, an 
die Höhe der gesicherten Forderungen angepaßte Deckungs­
grenze vor.

aa) Die Freigabepflicht der Klägerin ist nach dem ein­
deutigen Wortlaut der Nr. 13 Satz 2 ermessensunabhängig 
ausgestaltet. Daß eine Freigabe nur auf "Verlangen des Si­
cherungsgebers" zu erfolgen hat, ist nicht zu beanstanden. 
Gleiches gilt für den Umstand, daß die Freigabepflicht bei 
nur vorübergehender Überschreitung der Deckungsgrenze nicht 
besteht und die Klägerin die freizugebenden Sicherheiten 
auswählen darf (BGHZ 94, 105, 115; BGH, Urteile vom
18. April 1991 - IX ZR 149/90, WM 1991, 1273, 1278 und vom 
8. Dezember 1993 - VIII ZR 166/93, WM 1994, 104, 105).

bb) Anders als die Revision meint, genügt auch die 
festgelegte Deckungsgrenze den Anforderungen. Sie ist in 
Nr. 4 Satz 2 der Globalabtretung auf 120% der zu sichernden 
Ansprüche zahlenmäßig genau festgelegt. Bei der Ermittlung 
der Deckungsgrenze ist nicht auf den Nominal-, sondern auf 
den "Sicherungswert" der abgetretenen Forderungen abzustel­
len (Nr. 4 Satz 1), Darunter hat das Berufungsgericht zu­
treffend den realisierbaren Wert verstanden. Das von der 
Klägerin benutzte Globalabtretungsformular ist erst im An­
schluß an die Grundsatzentscheidung BGHZ 109, 240, 245 ff. 
entwickelt worden, um deren Anforderungen zu genügen. Der
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Begriff ’'Sicherungswert" wurde dabei gewählt, um - präziser 
als durch den Begriff "realisierbarer Wert" möglich - zum 
Ausdruck zu bringen, daß es sich um einen Prognosewert für 
den Sicherungsfall handelt.

Eine Überdeckung von 20%, bezogen auf den realisierba­
ren Wert der abgetretenen Forderungen, hat der Bundesge­
richtshof in mehreren Entscheidungen gebilligt (BGHZ 94, 
105, 114 f.; 120, 300, 302 f.; BGH, Urteil vom 25. November 
1992 - VIII ZR 176/91, WM 1993, 213, 216). Eine Regelung 
zur Bestimmung des "realisierbaren Wertes" der abgetretenen 
Ansprüche wurde dabei nicht verlangt. Eine solche Forderung 
verbietet sich schon deshalb, weil sich die Werthaltigkeit 
unbekannter künftiger Forderungen nicht bestimmen läßt. Der 
realisierbare Wert einer abgetretenen Forderung hängt vor 
allem von deren Einwendungsfreiheit sowie der Zahlungsfä­
higkeit und der Zahlungsbereitschaft des Drittschuldners 
ab. Diese lassen sich im Zeitpunkt der Globalabtretung 
nicht zuverlässig beurteilen, da weder die Drittschuldner 
noch die konkreten Geschäfte bekannt sind, aus denen die 
abgetretenen Forderungen resultieren.

Die Klägerin hätte sich deshalb in Nr. 4 der Globalab­
tretung auf die Regelung beschränken können, daß bei der 
Festlegung der Deckungsgrenze auf den nicht näher definier­
ten realisierbaren Wert der abgetretenen Forderungen abzu­
stellen ist und die Grenze 120% der zu sichernden Ansprüche 
beträgt. Wenn sich die Klägerin, wie geschehen, damit nicht 
begnügt, sondern unter Bezugnahme auf die "banküblichen Be­
wertungsgrundsätze" eine Richtlinie für die Ermittlung des 
realisierbaren Wertes zu liefern versucht, so kann dies

3
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nicht zur Unwirksamkeit der gesamten Globalabtretung führen 
(§ 6 AGBG). Dabei kommt es nicht darauf an, ob die von der 
Klägerin vorgelegten Wertermittlungsrichtlinien banküblich 
oder, wie sie behauptet, gar als Handelsbrauch anzusehen 
sind. Wenn dies nicht der Fall ist, sind die Wertermitt­
lungsrichtlinien für den Vertragsinhalt bedeutungslos. Sind 
die Richtlinien zwar banküblich, aber für den Sicherungsge­
ber unangemessen nachteilig, so ist nur Nr. 4 Satz 1 
Halbs. 2 der Globalabtretung unwirksam (§ 6 Abs. 1 AGBG), 
nicht aber die gesamte Nr. 4 oder gar die Globalabtretung 
insgesamt. Durch die Beseitigung des vorbezeichneten Halb­
satzes steht die Gemeinschuldnerin so, wie wenn sich die 
Klägerin auf die vom Bundesgerichtshof gebilligte Klausel 
beschränkt hätte, daß die Deckungsgrenze bezogen auf den 
realisierbaren Wert der abgetretenen Forderungen bei 120% 
der zu sichernden Ansprüche liegt. Daß der Gerneinschuldne- 
rin das Festhalten an einer solchen - nach der Rechtspre­
chung des Bundesgerichtshofs nicht zu beanstandenen - Glo­
balabtretung gleichwohl nicht zuzumuten (§ 6 Abs. 3 AGBG) 
und die Globalabtretung deshalb insgesamt als unwirksam zu 
verwerfen sei, kann nicht einleuchten. Zu den vom VII. und 
VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs (BGHZ 109, 240,
245 ff.; 120, 300, 302 f.; 125, 83, 89; BGH, Urteile vom 
26. April 1990 - VII ZR 39/89, WM 1990, 1326, 1327, vom 
6. Dezember 1990 - VII ZR 334/89, WM 1991, 276 und vom
19. Juni 1991 - VIII ZR 244/90, WM 1991, 1499, 1500) als 
nichtig angesehenen Globalzessionen besteht insoweit ein 
wesentlicher Unterschied (a.A. OLG Karlsruhe WM 1993, 942, 
944): In den entschiedenen Fällen fehlte es an der Festle­
gung einer ermessensunabhängigen Freigabepflicht und/oder 
einer Deckungsgrenze von höchstens 120% der zu sichernden
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Ansprüche. Hier ist dagegen allenfalls die entbehrliche Re­
gelung über die Bewertung der abgetretenen Forderungen zu 
beanstanden. Streitigkeiten über den Wert dieser Forderun­
gen hat der VIII. Zivilsenat indes ausdrücklich als hin- 
nehmbar angesehen (BGHZ 109, 240, 246).

c) Auch die formularmäßige Sicherungsübereignung des 
Warenlagers hält der Inhaltskontrolle nach § 9 Abs. 1 AGBG 
stand.

aa) Nach Nr. 12 Satz 2 hat die Klägerin ihre Rechte 
aus dem Sicherungsübereignungsvertrag auf Verlangen der Ge­
meinschuldnerin freizugeben, soweit die in Nr. 2 vereinbar­
te Deckungsgrenze nicht nur vorübergehend überschritten 
wird. Ein Ermessensspielraum wird der Klägerin ebenso wie 
durch die wirksame wortgleiche Klausel Nr. 13 Satz 2 der 
Globalabtretung nicht eingeräumt. Die Deckungsgrenze legt 
Nr. 2 Satz 5 zahlenmäßig genau auf 120% der zu sichernden 
Ansprüche der Klägerin fest. Eine Überdeckung von 20%, be­
zogen auf den als "Sicherungswert" bezeichneten realisier­
baren Wert des Sicherungsgutes, kann ebensowenig beanstan­
det werden wie bei der Globalabtretung.

bb) Anders als die Revision meint, führen auch die Re­
gelungen zur Ermittlung des realisierbaren Wertes in Nr. 2 
nicht zur Unwirksamkeit des gesamten Sicherungsübereig­
nungsvertrages. Vom VIII. und IX. Zivilsenat des Bundesge­
richtshofs wird für die Wertermittlung bei formularmäßigen 
Sicherungsübereignungen von Warenlagern mit wechselndem Be­
stand die Bestimmung einer Bezugsgröße verlangt, die es er­
möglicht, unschwer festzustellen, ob die Deckungsgrenze
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überschritten ist (BGHZ 117, 374, 379; 124, 371, 376 f. ?
125, 83, 89). An die Bestimmung dieser Bezugsgröße dürfen 
keine übertriebenen, nicht oder kaum erfüllbaren Anforde­
rungen gestellt werden. Andernfalls wäre die Einschätzung 
in BGHZ 117, 374, 379, der Sicherungsnehmer werde "durch 
diese Anforderungen an den Inhalt des Formularvertrages 
grundsätzlich nicht mehr belastet als im Falle einer Siche- 
rungszession", nicht verständlich. Bei einer Globalzession 
bedarf es einer Regelung zur Bestimmung des realisierbaren 
Wertes der abgetretenen Ansprüche, wie dargelegt, nicht.

Nach Nr, 2 Satz 3 des Sicherungsübereignungsvertrages 
ist für die Bewertung des Sicherungsgutes von den Einkaufs­
preisen oder - wenn der Sicherungsgeber das Sicherungsgut 
selbst erzeugt, be- oder verarbeitet hat - von den Geste­
hungskosten auszugehen. Daß dieses bei einem metallverar­
beitenden Betrieb sachgerechte und insbesondere für den Si­
cherungsgeber ausreichend einfach zu bestimmende Größen 
sind, wird auch von der Revision nicht in Zweifel gezogen. 
Sie beanstandet insoweit nur, daß die Einkaufspreise und 
die Gestehungskosten lediglich Ausgangswerte für die Bewer­
tung des Sicherungsgutes nach banküblichen Bewertungsgrund- 
sätzen sind. Damit kann die Revision nicht durchdringen.

Der Einkaufspreis und die Gestehungskosten sind im 
Verwertungsfall, in dem sich die Sicherungsübereignung be­
währen muß und auf den für die Übersicherung abzustellen 
ist (BGHZ 26, 185, 191; BGH, Urteil vom 30. Oktober 1990 
- IX ZR 9/90, WM 1991, 88, 91; Ganter ZIP 1994, 257), er­
fahrungsgemäß sehr häufig nicht zu realisieren. Die Ursa­
chen dafür sind überaus vielfältig: Fallierende Unternehmen
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haben häufig zu teuer oder am Markt vorbei produziert. Das 
Sicherungsgut ist (technisch) veraltet oder weist (erhebli­
che) Mängel auf. Die Einkaufspreise sind aufgrund einer 
Konjunktur- oder Strukturkrise verfallen oder bedingt durch 
die Notsituation des Sicherungsgebers nicht erzielbar. Ab­
nehmer für Halbfertigprodukte fehlen. Für Fertigerzeugnisse 
besteht de facto keine Gewährleistung und erst recht kein 
Service.

Eine Erfassung dieser und zahlreicher weiterer rele­
vanter Umstände sowie ihre Quantifizierung durch eine de­
taillierte Bewertungsklausel in einem Sicherungsübereig­
nungsvertrag längere Zeit vor Eintritt des Sicherungsfalles 
sind nicht möglich. Leisten kann entsprechendes allenfalls 
eine generalklauselartige Regelung, etwa wie sie in Form 
der Bezugnahme auf die banküblichen Bewertungsgrundsätze in 
Nr. 2 Satz 2 des Sicherungsübereignungsvertrages enthalten 
ist. Daß eine generalklauselartige Regelung gleichwohl un­
zulässig sein soll mit der Folge-, daß Sicherungsübereignun­
gen von Warenlagern mit wechselndem Bestand formularmäßig 
nicht mehr wirksam vereinbart werden könnten, ist den Ur­
teilen des VIII. und IX. Zivilsenats (BGHZ 117, 374, 379 ; 
124, 371, 376 f.; 125, 83, 89) nicht zu entnehmen. Auch der 
in BGHZ 117, 374, 379 als Maßstab für die Wertberechnung 
akzeptierte Einkaufspreis ist, bedenkt man Mehrwertsteuer, 
Rabatte, Skonti, Frachtkosten und vor allem die bei erheb­
lichen Preisschwankungen großen Unterschiede bei Anwendung 
des Lifo-(last in - first out), des Fifo-(first in - first 
out) oder des Hifo-(highest in - first out) Bewertungsver­
fahrens (§ 256 HGB), durchaus keine exakte Größe, über die



kein Streit bestehen könnte (vgl. Rellermeyer WM 1994,
1009, 1013 f.).

Daß die in Bezug genommenen banküblichen Bewertungs­
grundsätze für die Gemeinschuldnerin unangemessen nachtei­
lig sind, macht die Revision nicht geltend. Sollte dies der 
Fall sein, wäre nach § 6 Abs. 1 AGBG im übrigen nur Nr. 2 
Satz 2 des Sicherungsübereignungsvertrages unwirksam (vgl. 
BGH, Beschluß vom 2. Februar 1995 - IX ZR 250/93, WM 1995, 
695), nicht aber Nr. 2 oder gar die Sicherungsübereignung 
insgesamt (§ 6 Abs. 3 AGBG).

Schimansky Dr. Halstenberg Dr. Schramm

Nobbe Dr. van Gelder
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